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Politikanalyse: 
 

• Parteien schlagen immer wieder Kon-
zepte vor, denen offensichtlich die öko-
nomische Grundlage fehlt, und werden 
dafür von den Wählern nicht abgestraft. 

• Wähler lassen sich bei der Stimmabgabe 
von Lieblingshypothesen leiten, auch 
wenn diese nachweislich falsch sind. 

• Menschen bilden sehr schnell eine erste 
Intuition über Zusammenhänge und ver-
teidigen diese vehement, auch wenn sie 
sich im Nachhinein als falsch erweist. 

Politikempfehlung: 
• Unabhängige, evidenzbasierte wissen-

schaftliche Politikberatung stärken. 
• Politikmaßnahmen systematisch wissen-

schaftlich evaluieren und Ergebnisse ver-
ständlich an Politik und Öffentlichkeit 
kommunizieren. 

 

 

In Wahlkampfzeiten überbieten sich Partei-
en mit Programmen und Maßnahmen zur 
Lösung sozial- und wirtschaftspolitischer 
Probleme und konkurrieren damit um die 
Gunst der Wählerinnen und Wähler. Viel-
fach sind die in den Programmen vorge-
schlagenen Versprechen jedoch gar nicht 
einlösbar. Jüngstes Beispiel dafür ist das im 
Wahlkampf 2017 vorgestellte Konzept der 
SPD zur Alterssicherung. Es verspricht, 
dass das Bruttorentenniveau auch nach 
2030 nicht unter 48 Prozent sinkt, das Bei-
tragsniveau nicht über 22 Prozent steigt 
und gleichzeitig das Renteneintrittsalter 
nicht weiter als auf 67 Jahre erhöht wird. 
Angesichts des demografischen Wandels ist 
jedoch klar, dass alle drei „Haltelinien“ 
gleichzeitig kaum Bestand haben können. 
Auch eine steuerfinanzierte Anhebung des 
Bundeszuschusses zur Rentenversicherung 
würde daran nichts ändern, denn dadurch 
würden Rentner und Beitragszahler steuer-
lich belastet und damit mindestens eine der 
Haltelinien verletzt. Obwohl solchen Kon-
zepten offensichtlich die ökonomische 
Grundlage fehlt, schlagen Parteien sie im-
mer wieder vor und werden dafür nicht 
abgestraft. Eine Erklärung hierfür bietet die 
sozialpsychologische Forschung, der zufolge 
die erste Intuition der Wählerinnen und 
Wähler eine entscheidende Rolle spielt. Ist 
die erste Intuition einmal gebildet, setzen 
Menschen alles daran, sie zu bestätigen, 
auch wenn sie zu einer falschen Entschei-
dung führt. Wissenschaftliche Politikbera-
tung muss dies berücksichtigen, wenn sie 
zu einer besseren Wirtschaftspolitik beitra-
gen will. 
 

Kollektive Wahlen wie etwa Bundes- oder 
Landtagswahlen unterscheiden sich funda-
mental von Entscheidungen, die jeder Ein-
zelne für sich trifft. Während etwa bei 
Konsumentscheidungen jeder für sich be-
stimmt, welches Gut er kauft und wieviel 
Geld er dafür ausgibt, ist aufgrund der Viel-
zahl der Stimmen, die bei einer kollektiven 
Wahl abgegeben werden, der Einfluss einer 
einzelnen Stimme  extrem  gering.  Obwohl  
 
 
 

 

es vor diesem Hintergrund rational wäre, 
gar nicht erst zur Wahl zu gehen, geben 
trotzdem viele Wählerinnen und Wähler 
ihre Stimme ab. Sie wählen, um damit ihrer 
Meinung Ausdruck zu geben. Wohl wis-
send, dass die eigene Stimme nicht wahl-
entscheidend ist, lassen sie sich bei der 
Stimmabgabe von Lieblingshypothesen lei-
ten, auch wenn diese nachweislich falsch 
sind. Solche falschen Hypothesen werden 
vertreten, weil sie z. B. dem Weltbild des 
Einzelnen besser entsprechen oder in des-
sen persönlichem Umfeld besser akzeptiert 
sind. Sofern Wählerinnen und Wähler sich 
wissentlich auf eine falsche Hypothese fest-
legen, um etwa ihre Reputation im Umfeld 
zu fördern, bleibt zu erklären, warum sie an 
dieser auch in der Wahlkabine festhalten.  
 

Die sozialpsychologische Forschung hat 
gezeigt, dass sich Menschen sehr schnell 
eine Intuition über wahre oder falsche Aus-
sagen bilden und diese einmal gebildete In-
tuition vehement verteidigen, auch wenn 
sie sich im Nachhinein als falsch erweist. Es 
wird dann erhebliche geistige Anstrengung 
darauf gerichtet, die erste Intuition zu be-
gründen, mit Argumenten zu belegen und 
zu verteidigen. Dadurch wird der Zugang 
zu der Erkenntnis erschwert, dass die Intui-
tion falsch ist. Auf den politischen Diskurs 
übertragen bedeutet dies, dass Argumente 
gegen eine bestimmte Intuition nicht im 
Sinne eines Lernprozesses genutzt werden, 
um die eigene Position zu überprüfen und 
ggf. zu revidieren bzw. anzupassen. Viel-
mehr werden solche Einwände als Angriffe 
der politischen Gegenseite gewertet und 
die intellektuelle Kapazität darauf gerichtet, 
die eigene Position mit Argumenten und 
Fakten zu verteidigen.  
 

Im Kontext kollektiver Wahlen wirkt sich 
dieses Festhalten an der ersten Intuition 
besonders negativ aus, da der Einfluss der 
einzelnen Stimme insignifikant und die nega-
tiven Folgen einer falschen Entscheidung für 
den Einzelnen vernachlässigbar sind. Sofern 
sich Wähler dessen bewusst sind, haben sie 
kaum Anreize, sich an etwas anderem als 
ihrer ersten Intuition zu orientieren. Diese 
wird durch zugrundeliegende Werthaltun-
gen und Parteibindungen beeinflusst. Als 
„rechts“ oder „links“ bzw. als „sozial“ oder 
„neoliberal“ klassifizierte Vorschläge lösen 
bei den Wählern entsprechende erste Intu-
itionen aus, die dann quasi unverrückbar 
sind. In dem Maße, in dem Menschen 
Freundes- oder Familienkreise mit ähnli-
chen Intuitionen haben, wird dies noch  
verstärkt.    Auch    die     nutzerspezifische  
 

 

 
Vorselektion von Nachrichten auf Internet-
portalen und die Vereinzelung von Meinun-
gen in entsprechenden Blogs und Foren 
können diesen Effekt verstärken.  
 

Während ein einzelner Wähler, der z. B. 
bei wirtschaftspolitisch wichtigen Entschei-
dungen auf einer falschen ersten Intuition 
beharrt, keine wirtschaftlichen Nacheile 
erleiden wird, kann eine Gesellschaft er-
heblichen Schaden davontragen. Um solche 
Schäden zu verhindern, gilt es, die erste 
Intuition in Frage zu stellen und zu über-
winden. Für die wissenschaftliche Politikbe-
ratung bedeutet dies, sich als möglichst un-
abhängiger Ratgeber zu etablieren. Indem 
wissenschaftliche Politikberatung Politik-
maßnahmen ex ante und ex post systema-
tisch auf ihre Wirkung kontrolliert und die 
Ergebnisse verständlich in der Öffentlich-
keit kommuniziert, kann sie zu mehr 
Transparenz und Lernprozessen beitragen. 
Zudem kann es helfen darauf hinzuwirken, 
dass unterschiedliche Meinungen in der öf-
fentlichen Diskussion ausreichend zu Wort 
kommen, so dass der Druck zunimmt, die 
erste Intuition doch zu hinterfragen.  
 
 

 
 
 
 
 
 

 

Helfen Sie mit! 
Um den ECONWATCH-Policy Brief an-
bieten zu können, in dem Sie verständli-
che und wissenschaftlich fundierte Infor-
mationen über wirtschaftspolitische Zu-
sammenhänge und Reformmöglichkeiten 
erhalten, ist ECONWATCH als gemein-
nützige und unabhängige Organisation auf 
Mitgliedsbeiträge und Spenden angewie-
sen. Informationen hierzu erhalten Sie auf: 
www.econwatch.org 

Dieser Policy Brief entstand auf Grundla-
ge des ECONWATCH-Meetings „Sozial-
politik und Demokratie – das Beispiel der 
Alterssicherung“ mit Prof. Dr. Thomas 
Apolte (Westfälische Wilhelms-
Universität Münster) am Deutschen Insti-
tut für Wirtschaftsforschung Berlin. 
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